
I mVorfeld desKli magipfels
hat die EUeine Direktive

zur Förderung erneuerbarer
Energienverabschiedet.

Luxemburgtut sichschwer
damit, einen Anfangzu

finden.

(RK) − In puncto CO2−Ausstoß
pro Kopf ist Luxemburg Spitzen-
reiter in Europa. Dafür hat sich
die Regierung auch verpflichtet,
diesen Wert besonders stark zu
senken: bis zumJahr 2010 um28
Prozent gegenüber 1990. Eines
der Mittel hierzu ist die Förde-
rung erneuerbarer Energien. In
der am 3. Juli verabschiedeten
EU-Direktive verpflichtet sich
Luxemburg, den Anteil von er-
neuerbaren Energiequellen in
der nationalen Stromversorgung
bis 2010 auf 5,7 Prozent zu er-
höhen. Mit dieser Zielvorgabe
ist es Schlusslicht in Europa:
Das EU−Gesamtziel liegt bei 22
Prozent.

Nochi mSeptember vergange-
nen Jahres hatte Umweltmini-
ster Charles Goerens verkündet,
dieser Anteil solle auf zehn Pro-
zent steigen. Die gleiche Zahl
fand sich i m CO2−Reduktions-
strategiepapier und im Entwurf
des "Plannational pour undéve-
loppement durable" (PNDD) wie-
der. Doch während der Nachhal-
tigkeitsdebatte in der Chamber
erklärte ein Vertreter des Wirt-
schaftsministeriums: "... le taux
de 10% que l'on retrouve dans
une publication du Ministère de
l'Environnement me paraît rele-

ver soit d'une erreur d'i mpressi-
onsoit d'unevisionutopique, to-
talementirréalliste." Der Mouve-
ment Ecologiqueklagteineinem
Kommuniqué: "Hier verfolgen
zwei Ministerien − die theore-
tischbeidefür die Durchführung
energiepolitischer Prioritäten
zuständig sind− eine gegensätz-
liche Politik."

Die Ersten, die Letzten?
Es sieht soaus, als habe Wirt-

schaftsminister Henri Grethen
das letzte Wort behalten: In der
endgültigen Fassung des PNDD
ist nur nochvonfünf Prozent die
Rede, und auch die EU−Verhand-
lungen mit dem 5,7−Prozent−Er-
gebnis wurden vonihmgeführt.
"Zehn Prozent zu erreichen, das
wäreextremschwierig", soChar-
les Goerens gegenüber der
WOXX. Bei den derzeit erreich-
ten 2,1 Prozent sei die Wasser-
kraft nahezuausgereizt, die Win-
denergie−Nutzungstoße auchan
Grenzen, und mit der Biomasse
gehe es nur langsam voran.
"Luxemburg muss auf die Photo-
voltaik setzen, aber ein Prozent
mehr davon ist schwieriger zu
erreichen als zumBeispiel zehn
Prozent mehr Windkraftin Däne-
mark", soder Umweltminister.
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KannerschlassanIndianerheip
Bereits i mFrühjahr 2000 hatte die Regierung verspro-
chen 3.000 außerschulische Betreuungsplätze für
Pri märschulki nder schaffen zu wollen. Obwohl diese
Aktivitäten mehr oder weniger direkt zum schulischen
Bereich gehören, hat die Regierung die Familienmini-
steri n beauftragt, die Vorhaben zu bündel n. Zumindest
optisch soll das Ganze weniger nach Schule und eher
nach "Kannerschlass oder I ndianerheip" aussehen − so
Marie−Josée Jacobs gegenüber der Presse. Ei ne I nven-
tur der bestehenden Angebotezei gt, dasseszwar ei ni ge
gut organisierte Vorreitergemei nden gi bt, doch ist die
Versorgung über das ganze Land gesehen mehr als
dürfti g. Als Ansporn an die Kommunen sieht die Regie-
rung ei nefi nanzielle Beteili gungi n Höhe von 50 Prozent
bei den I nfrastrukturkosten und bei der Fehl bedarfsfi-
nanzierung der laufenden Kosten vor. Vier Milli onen Eu-
ro sieht hierfür der Haushalt für 2002 vor − ei n "crédit
non li mitatif", der bei Bedarf nach oben hi n revidiert
werden kann. Ob allei n die Perspektive ei ner fi nanziel-
len Beteili gung des Staates die Nachzügler allerdi ngs
anspornen wird, mehr zu tun, glaubt sel bst die Ministe-
ri n nicht so ganz. Sie erhofft sich deshal b ei nen ver-
stärkten Druck von der Basis, das hei ßt der Elternorga-
nisati onen.

Clearstreamdefintivohne Lussi
Der neue Chef von "Clearstream", André Roelants, ließ
gegenüber der Presse kei nen Zweifel aufkommen: Sei-
ne Gesellschaft wird sich defi nitivvon André Lussi, der
i nfol ge der gerichtlichen Untersuchungen i m Zusam-
menhang mit "Blanchi ment"−Vorwürfen gegenüber der
Luxemburger Cleari ng Gesellschaft beurlaubt worden
war, trennen. Obwohl die Hauptvorwürfe seitens der
Staatsanwaltschaft i nzwischen entkräftet wurden, wird
Lussi nicht auf sei nen Posten zurückkehren. Die Unter-
suchungen liefen weiter, und Clearstream sei ei ne für
Luxemburg und die Fi nanzwelt zu wichti ge I nstitution,
als dass sie kopfl os weiterarbeiten könnte. Dennoch be-
teuerte Roelants, Clearstream und Lussi hätten ei nen
"commoni nterest", die ganze Affärel ückenlos aufzuklä-
ren. Clearstreamhabe ei nen enormen I mageverl ust er-
litten, den es durch ei n ei ndeuti ge Widerlegung aller An-
schul digungen rückgängig zu machen gelte. Deshal b
werde auch gegen die Autoren des Buches "Révéla-
ti on$", die das Ganzeausgelöst hatten, prozessiert. Lus-
si wird derweil sei ne Abstandszahl ung, die i hm als
geschasstem Manager zusteht, genüsslich i n die Höhe
trei ben. Schließlich dürfte der wahre Grund sei ner Sus-
pendierung i n den atmosphärischen Störungen zwi-
schen Lussi und der deutschen Anteilsei gneri n von
Clearstream, Deutsche Börse, liegen.

Etappensiegfür die Homoehelight
Homosexuelle Paare i n Deutschland können sich von
August an als Lebenspartnerschaften ei ntragen lassen.
Das Bundesverfassungsgerichtlehnte am Mittwoch Eil-
anträge der Länder Bayern und Sachsen ab, das Gesetz
zur Ei ngetragenen Lebenspartnerschaft vorläufi g zu
stoppen. Lesbische und schwule Paare können sich
dann amtlich registrieren lassen und ei nen gemei nsa-
men Namentragen. I mErbfall haben sie ei nen gesetzli-
chen Anspruch auf ei nen Pflichtteil, i m Falle von Ki n-
dern erhält der/die PartnerI n das' klei ne Sorgerecht', ei-
ne geschmälerte Variante des Sorgerechtsfür heterose-
xuelle Paare. Ausländische Partner si nd ausländischen
Ehepartnern gleichgestellt, das hei ßt, sie haben das
Recht, zu i hremPartner nach Deutschland zu ziehen.
Mit i hrer Entschei dung haben die Richter allerdi ngs
noch nicht abschließend über die Verfassungsmäßig-
keit der "Homo−Ehe" entschieden. Bayern, Sachsen und
Thüri ngen halten i hre Klagen gegen das Bundesgesetz
aufrecht und wollen die Reformfür verfassungswidri g
erklären lassen.
I mmerhi n: Dass der Eilantrag abgelehnt wurde, wird als
Hi nweis beurteilt, dass das Gesetz nach Ansicht der
Richter−Mehrheit verfassungskonformist.

STUDENTENWOHNHEI ME

Wanted: Wohnraum
für Studis

Ausländische Studierende
haben esschwer, eine

bezahlbare Unterkunft zu
finden. Der geplante

Neubauvon 500
Wohnungenist nur
ein Tropfen auf den

heißen Stein.

Heilpädagoge. Diese Ausrich-
tung verträgt sich nicht mit den
Zielen und Motiven der A.s.b.l.:
Unterkünfte für StudentInnen
aus aller Welt zu vernünftigen
Preisen zu stellen, gehört eben-
so dazu wie der Versuch, einen
"offenen Treffpunkt" und ver-
schiedene Angebote für junge
Menschenunterschiedlicher Na-
tionalität und kultureller Hinter-
gründeanzubieten.

Anfragen ausaller Welt
Außer in denrund 300 Privat-

zi mmern bei Familien, die über
die angegliederte Mitwohnzen-
trale vermittelt werden, können
Studierende in den sieben vom
Verein angemieteten und ent-
sprechend umfunktionierten
Studentenwohnhei men unter-
kommen.
Die Idee von Gemeinschafts-

küche und−bad kommt offenbar
an: Die BewerberInnen für die
Wohnheimplätze kommen aus
allen Ecken der Welt. Ihre Zahl
hat mittlerweile die 2.000 über-
schritten, Tendenz weiter stei-
gend. Carbon geht davon aus,
dass mit demEntschluss der Re-
gierung, bis zumJahr 2006 auch
in Luxemburg eine vollwertige
Universität zu etablieren, die
Zahl der Studien−Einschreibun-
gen von heute 2.500 auf bis zu

4.000 Studierende steigen wird.
PraktikantInnen seien in dieser
Hochrechnung noch nicht
berücksichtigt.
Vor allemfür sie, aber auch

für ausländische StudentInnen
mit wenig Geldgestaltet sichdie
Wohnungssuche in Luxemburg
extrem schwierig, denn Miet-
wohnraumist seit Jahrenknapp.
Allzu oft müssen Wohnungssu-
chende horrende Preise für Un-
terkünfte bezahlen, die alles an-
dere als wohnlich sind. Da sind
die 8.000 bis 14.000 LUF, die ein
Wohnheimbewohner hinblättern
muss, schon eher zu bezahlen.
Immerhin: Die Häuser sind bis
auf die Gabel i mKüchenschrank
ausgestattet und liegen bis auf
eines alle zentral in der Stadt
Luxemburg. Neben Putzdiensten
i m Haus gibt es bei Bedarf psy-
chologische Beratung sowie ein
breit gefächertes Kulturangebot.
Das Hochschulministerium

hat nun den Bau von 500 weite-
ren Wohnplätzen angekündigt.
Bis Ende diesen Jahres, das hat
der Ministerrat beschlossen,
sollen konkrete Pläne vorliegen.
Dann sollen neben den klassi-
schen Wohnhei menauch Appar-
tements, kinder− und behinder-
tengerechte Wohnungen entste-
hen. EinelobenswerteInitiative,
findet Carbon. Für ihn ist aber
eine adäquateInfrastruktur gen-
auso wichtig. Dazu gehören ne-
ben ansprechenden Verkehrsan-
bindungen von der Wohnunter-
kunft zum Studienort auch
soziokulturelle Angebote vor
Ort für die angehenden Aka-
demikerInnen.

(ik) − Wer sie i m Internet
sucht, surft meistens vergeb-
lich: Die A.s.b.l. "Wunnraumfir
Studenten (WfS)" hat zwar eine
eigene Homepage(www.webpla-
za.pt.lu/public/wfs/), doch wer
sie nicht schon kennt, muss de-
tektivisch vorgehen: Weder un-
ter den Stichwörtern "Student"
oder "Wohnraum", nochauf den
Sites der zwei größten luxem-
burgischen Studentenorganisa-
tionen "Association des Cercles
d'Etudiants Luxembourgeois"
(ACEL) und "Union Nationale
des Etudiants Luxembourgeois"
(UNEL) taucht der Verein auf.
Erstaunlich, ist WfS doch eine,
wennnicht die wichtigsteAdres-
sefürStudierendeinLuxemburg
auf Wohnungssuche. "Wir arbei-
ten nicht zusammen", erklärt
François Carbon. Der Direktor
der vor fast zehnJahrenins Le-
ben gerufenen Initiative hält

nicht viel
vondenbei-
den Organi-
sationen.
"Die sind zu
sehr auf
sich, auf die
luxemburgi-
schen Stu-
dierenden
fixiert", kri-
tisiert der
ehemalige

aktuell2

Solararmbanduhr- auch
förderungswürdig?

In der kommenden Wochesoll
das Großherzogliche Reglement
über die Investitionsbeihilfenin
Krafttreten−rückwirkendvom1.
Januar, wie der Minister präzi-
siert. Das Reglement über die
subventionierten Einspeisetarife
für Strom aus erneuerbaren
Quellen dagegen wird noch im-
mer von den EU−Wettbewerbs-
hütern zurückgehalten. Sollte
das Subventionsmodell abge-
lehnt werden, so will sich Char-
les Goerens für die Einführung
des deutschen Modells− Umlage
der Förderkosten auf alle Strom-
verbraucher− stark machen.
"Unser Einspeisetarif für Sola-

renergieist der höchstein Euro-
pa. Zusammen mit einer guten
Beratung hätten wir die besten
Fördermaßnahmen überhaupt",
unterstreicht der Umweltmini-
ster. Fehlende Beratungist aller-
dings einer der Kritikpunkte des
Mouvement Ecologique. Charles
Goerens findet Beratungsstellen
auf Gemeindeebene, wie bei der
"Energiberodung Réiden", am
wirkungsvollsten: "Die Gemein-
densolltenin Beratunginvestie-
ren, statt kommunale Beihilfen
zusätzlich zu den staatlichen zu
gewähren." Danebenhat das Um-
weltministeriumeinen"Guide de
l'utilisateur" ausgearbeitet − der
könne aber erst erscheinen,
wenn die Sache mit den Einspei-
setarifen geklärt ist, so der
Minister.


